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AMTSANGEMESSENE ALIMENTATION:
MUSTERANTRAGE / -WIDERSPRUCH 2025.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

die Landesregierung NRW hat im Lauf dieses
Jahres damit begonnen, die von Beamt:innen
sowie Versorgungsempfdnger:innen in einer
Vielzahl eingelegten Widerspriiche gegen ihre
Besoldung fiir das Jahr 2022 zu bescheiden. Die
darin geriigten VerstoRe gegen den Grund-
satz der amtsangemessenen Alimentation
sind verneint und zuriickgewiesen worden.
Die Besoldung und Versorgung solle den ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben entsprechen.
DJG NRW und DBB NRW hat dieses Vorgehen
deutlich kritisiert.

Im Jahr 2025 wurde ferner liber seinerzeit
geltend gemachte Anspriiche fiir kinderrei-
che Beamtenfamilien (ab dem dritten Kind)
fiir Jahre vor 2011 entschieden. Die Landesre-
gierung hat angekiindigt, iiber die eingegan-
genen Widerspriiche fiir das Jahr 2023 ent-
scheiden zu wollen, sobald alle notwendigen
Informationen vorldgen und Berechnungen
durchgefiihrt werden konnten. Welches
Ergebnis die Priifung durch die Landesregie-
rung haben wird, ist noch nicht bekannt. Wir
kdnnen also derzeit nicht mitteilen, ob bzw.
in welchen Bereichen es zu positiven
Entscheidungen und ggf. Nachzahlungen an
die Kolleginnen und Kollegen kommen wird.

Der Besoldungsgesetzgeber NRW hat be-
kanntlich versucht, die Konsequenzen aus der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts insbesondere aus den Jahren 2015 und
2020 umzusetzen. Insofern diirfen wir auf
unsere letztjdhrige Information zu Musteran-
tragen und -widerspriichen fiir das Jahr 2024
Bezug nehmen. Allerdings bleibt offen und ist
derzeit weiterhin nicht abschlieRend feststell-
bar, ob die Besoldung und Versorgung in NRW
verfassungsgemaR sind.
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LANDESVERBAND NORDRHEIN-WESTFALEN
Mitglied im dbb beamtenbund
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Aktuelle, hierauf bezogene verfassungsgerichtliche Rechts-
sprechung liegt noch nicht vor.

Fiir DJG NRW und DBB NRW gibt es weiterhin Erwdgungen, an
der VerfassungsmaRigkeit zu zweifeln. Dies gilt insbesondere

ab dem Jahr 2024, denn ab diesem Jahr beriicksichtigt der Besol-
dungsgesetzgeber NRW bei der Bemessung des Abstandsgebots
der Mindestnettoalimentation von mindestens 15 % zum Grund-
sicherungsniveau auf der Seite der Nettoalimentation ein fiktives
Partnereinkommen in Hohe des sog. Minijobs. Der DBB NRW hat
insbesondere zu dieser Frage ein Gutachten durch den Gberaus
renommierten ehemaligen Richter beim Bundesverfassungsge-
richt Prof. Dr. Dr. Di Fabio eingeholt und vorgestellt (,Verfassungs-
maRigkeit des Leitbilds der Mehrverdienerfamilie im nordrhein-
westfalischen Besoldungssystem*). Der Gutachter kommt zu
folgenden Ergebnissen:

Das Gesetz in der Fassung vom 29. Oktober 2024 ist insgesamt
verfassungswidrig.

Die Beriicksichtigung eines ,Partnereinkommens"” in der Be-
soldungsbemessung steht nicht im Einklang mit Art. 33 Abs. 5
des Grundgesetzes.

Die Besoldung eines Beamten, die das Mindestabstandsgebot
zur Grundsicherung wahrt, darf nicht von einem Antrags
erfordernis abhangig gemacht werden.

Der Erganzungszuschlag zum Familienzuschlag verletzt das
besoldungsinterne Abstandsgebot zwischen den normierten
Besoldungsgruppen.

DJG und DBB NRW hatte sich schon fiir die zuriickliegenden Jahre
entschieden, dass ein Musterantrag/-widerspruch zur Geltend-
machung der amtsangemessenen Alimentation zur Verfiigung
gestellt werden soll. Die Griinde fiir diese Entscheidungen bleiben
aktuell. Aus Sicht von DJG und DBB NRW kann weiterhin nicht
ausgeschlossen werden, dass nachtraglich Anpassungen der
Besoldung auch fiir das Jahr 2025 notwendig werden. Deshalb
halten wir es fiir geboten, den Kolleginnen und Kollegen zur Si-
cherung maglicher Anspriiche fiir das Jahr 2025 erneut im Anhang
Musterantrage/-widerspriiche zur Verfiigung zu stellen.
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Absender

Musterantrag/Widerspruch

An die
zusténdige Beziigestelle (LBV etc.; Adressat je nach Dienstherrn anpassen!)

Datum

Personalnummer: ...

Widerspruch gegen die mir gewahrte Besoldung
und

Antrag auf Gewahrung einer amtsangemessenen Alimentation fur das Jahr 2025

Sehr geehrte Damen und Herren,

Beamtinnen und Beamte haben einen verfassungsmallig garantierten Anspruch auf Er-
halt einer amtsangemessenen Alimentation nach Art. 33 Abs. 5 GG.

Dazu hat das Bundesverfassungsgericht in grundlegenden und umfassenden Entschei-
dungen (vgl. nur Bundesverfassungsgericht, Zweiter Senat, Beschluss vom 17. Novem-
ber 2015 zur sog. A-Besoldung — Az.: 2 BvL 5/13) ausdruckliche und verbindliche Fest-
legungen getroffen. Diese Vorgaben hat es in seiner Entscheidung vom 04. Mai 2020
(vgl. BVerfG, 2 BvL 4/18) zur Besoldung von Richterinnen und Richter im Land Berlin
ausdrucklich bestatigt, konkretisiert und die Berechnungsparameter festgelegt. Zu nen-
nen ist auch die weitere Entscheidung vom gleichen Datum zur Alimentation von kinder-
reichen Beamtenfamilien des Landes NRW (vgl. BVerfG, 2 BvL 6/17 u.a.).

Dabei wurde insbesondere das Abstandsgebot zum allgemeinen Grundsicherungsniveau
als ein eigenstandiger hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums hervorgeho-
ben. Zudem hat es erkannt, dass in den Fallen, in denen in der untersten Besoldungs-
gruppe der gebotene Mindestabstand zum Grundsicherungsniveau nicht eingehalten ist,
dieser Verstol® das gesamte Besoldungsgefuge betrifft, als sich der vom Gesetzgeber
selbst gesetzte Ausgangspunkt fur die Besoldungsstaffelung als fehlerhaft erweist.

Der Besoldungsgesetzgeber in NRW hat im Jahr 2021 bzw. 2022 und sodann im Jahr
2024 durch Anpassungen des Besoldungsgesetzes die oben genannten Entscheidungen
umgesetzt. Allerdings muss davon ausgegangen werden, dass den in Art. 33 GG veran-
kerten und durch die Rechtsprechung ausgescharften Vorgaben in Nordrhein-Westfalen
weiterhin, also auch im Jahr 2025, nicht nachgekommen wird.




Die Besoldung der Beamtinnen und Beamten durfte sich auch weiterhin als verfassungs-
widrig erweisen. Sie berucksichtigt weiterhin nicht hinreichend die infolge der gesamtwirt-
schaftlichen Situation veranderten Rahmenbedingungen. Hierzu gehoéren u.a. Folgen der
EinfGhrung und Erhéhung des Burgergelds sowie die bei der Ermittlung des Grundsiche-
rungsniveaus zu berucksichtigenden Kosten der Unterkunft, Energiekosten etc. Es ist
davon auszugehen, dass die Kostenentwicklung auch im Jahr 2025 Einfluss auf das Ab-
standsgebot hat.

Daruber hinaus erachte ich die EinfuUhrung eines fiktiven Partnereinkommens bei der Er-
mittlung der Nettoalimentation zur Berechnung des Abstands zum grundsicherungsrecht-
lichen Gesamtbedarf als verfassungswidrig. Auch die Neuschaffung des Erganzungszu-
schlags zum Familienzuschlag, wodurch die Gewahrung der amtsangemessenen Ali-
mentation von einem Antrag abhangig gemacht wird, fuhrt dazu, dass die Besoldung in
NRW insgesamt als verfassungswidrig zu niedrig anzusehen ist.

Ich gehe daher davon aus, dass die mir gewahrte Besoldung weiterhin, also auch im
Jahr 2025, nicht ausreichend ist, so dass ich gegen diese

Widerspruch
einlege und beantrage,

mir eine den verfassungsrechtlichen Vorgaben entsprechende amtsange-
messene Besoldung zu gewahren, die den in den Beschlussen des Bundes-
verfassungsgerichts aus dem Jahr 2015 sowie aus dem Jahr 2020 aufgestell-
ten Parametern und damit dem Grundsatz der amtsangemessenen Alimen-
tation entspricht.

Dies qilt auch fur weitere Zeitrdume und (Haushalts-) Jahre, bis der Besoldungsgesetz-
geber seiner verfassungsrechtlichen Verpflichtung zur Gewahrung einer amtsangemes-
senen Alimentation nachkommt.

Ich stelle zudem klar, dass sich die Geltendmachung auf alle in Betracht kommenden
Bestandteile der Alimentation/Besoldung bezieht, also bspw. auch auf familien- oder
kindbezogene Bestandteile. Insgesamt ruge ich die Verletzung des Grundsatzes auf
amtsangemessene Alimentation aus allen in Betracht kommenden Gesichtspunkten.

Gleichzeitig bitte ich, bis zu einer abschlieRenden Klarung der Umsetzung der Entschei-
dungen durch den fur meine Besoldung zustandigen Gesetzgeber und der Gewahrung
einer verfassungsrechtlich korrekten Alimentation meinen Antrag ruhen zu lassen, auf die
Einrede der Verjahrung zu verzichten und mir dies entsprechend zu bestatigen.

Mit freundlichen GriufRen



DJG NRW
Landesverband NRW eV.
Geschaftsstelle

Freithof 22

41460 Neuss

Die Deutsche Justiz-Gewerkschaft (DJG) in Nordrhein-
Westfalen ist eine demokratische Gewerkschaft. Die
Arbeit unserer Personalrdte im Hauptpersonalrat, in
den Bezirkspersonalraten und den 6rtlichen Personal-
raten wird auf allen Ebenen anerkannt und geschatzt.
Unsere Positionen sowie aktuelle Informationen
kénnen im Internet unter www.djg-nrw.de aufgerufen
werden.

So kannst Du uns erreichen:

Deutsche Justiz-Gewerkschaft
Landesverband NRW eV.

Freithof 22

41460 Neuss

Telefon 021311516337

E-Mail: geschaeftsstelle@djg-nrw.de

Aktuelle Kontaktdaten zu Ansprechpartnern im Lan-
desvorstand, den Fachbereichen, Regionen oder zu
unseren Vertrauensleuten sind im Internet unter der
Rubrik Ansprechpartner zu finden.

Monatsbeitrége (ab 2024):

- Anwadrter:innen und Auszubildende ................ 6,50 €
- Pensiondr:innen und Rentner:innen ............... 10,00 €
- TeIlZEIEKIAFLe oo 10,50 €
- Wachtmeisterinnen .......eeececcerecnnn. 11,00 €
- Sekretarinnen ... 11,00 €
- Tarifbeschaftigte ..o 1,50 €
- Obersekretdrinnen .......eceeeeeienenns 11,50 €
- Hauptsekretdrinnen .........eeeveecsnennnn, 12,00 €
“BES.GL A D e, 12,50 €
- Bes.Gr. A9 plus Zulage und A10 ... 13,00 €
“BES.GE AT e 13,50 €
“BES.GE A2 e 14,00 €

-Bes.Gr. A13.und hOher ..., 15,00 €

Beitrittserklarung
und Einzugsermachtigung

Ich erkldre meinen Beitritt zur DJG Deutsche Justiz-
Gewerkschaft, Landesverband NRW eV. mit Wirkung zum

0. .20

Vor- und Zuname
StraBe und Hausnummer

PLZ Wohnort

Geburtsdatum (TT.MM.JJ)))

Dienstbezeichnung

Telefon (Festnetz oder — vorzugsweise — mobile Rufnummer)

Private E-Mail-Adresse (Pflichtangabe)

Dienstliche E-Mail-Adresse (Optional)

Eintrittsdatum in die Justiz (TT.MM.JJJJ))

Dienststelle (ITD: Bitte mit Angabe des Dienstgebaudes)
Beschiftigt bei: Ordentlicher Gerichtsbarkeit
Fachgerichtsbarkeit
Staatsanwaltschaft
ambulanter Sozialer Dienst
ITD
als Auszubildende:r Ja Nein
als Anwarter:in Ja Nein
Teilzeit Ja Nein

Das Mitgliedermagazin Akzente der DJG NRW méchte ich

als gedruckte Ausgabe
als digitale Ausgabe
erhalten.

Ich ermdchtige die DJG NRW, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift ein-
zuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, auf mein Konto bezogene Last-
schriften der DJG NRW einzul6sen. Die Datenschutzerkldarung der DJG NRW habe ich
zur Kenntnis genommen und willige dieser ein; einzusehen unter www.djg-nrw.de.

Name des Kontoinhabers

IBAN

Ort Datum Unterschrift

. DRUCKEN




	Beitrittsdatum_Monat 2: 
	Beitrittsdatum_Jahr 2: 
	Zu- und Vorname 2: 
	Straße und Hausnummer 2: 
	PLZ 2: 
	Wohnort 2: 
	GebDatum_TT 2: 
	GebDatum_MM 2: 
	GebDatum_JJJJ 2: 
	Dienstbezeichnung 2: 
	Telefon 2: 
	E-Mail_PRIVAT 2: 
	E-Mail_Dienst 2: 
	Eintrittsdatum_TT 2: 
	Eintrittsdatum_MM 2: 
	Eintrittsdatum_JJJJ 2: 
	Dienststelle 2: 
	Beschäftigt_bei_OG 2: Off
	Beschäftigt_bei_FG 2: Off
	Beschäftigt_bei_StA 2: Off
	Beschäftigt_bei_aSD 2: Off
	Beschäftigt_bei_ITD 2: Off
	Beschäftigt_bei_ITD 3: Off
	Kontoinhaber 2: 
	IBAN 2: 
	ORT 2: 
	Datum_TT 2: 
	Datum_MM 2: 
	Datum_JJ 2: 
	Beschäftigt_bei_ITD 4: Off
	LÖSCHEN: Off
	DRUCKEN: Off
	Beschäftigt_bei_ITD 5: Off
	Beschäftigt_bei_ITD 6: Off
	Beschäftigt_bei_ITD 7: Off
	Beschäftigt_bei_ITD 8: Off
	Beschäftigt_bei_ITD 9: Off
	Beschäftigt_bei_ITD 10: Off


